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A. Amtliche Bekanntmachungen des 

Salzlandkreises 
 
• Landtagswahl am 13. März 2016 

Bekanntmachung des gemeinsa-
men Kreiswahlleiters für die Wahl-
kreise 17 (Staßfurt), 18 (Aschersle-
ben), 19 (Schönebeck) und 21 
(Bernburg) - KWL-LT 2016-01/10 
vom 11. August 2015 - 

 
I. Allgemeines 
 
Der Landtag von Sachsen-Anhalt hat 
durch Beschluss vom 26.03.2015 (MBI. 
LSA S. 200) bestimmt, dass die Wahl zum 
siebenten Landtag von Sachsen-Anhalt 
am 
 
Sonntag, dem 13. März 2016, in der Zeit 

von 8:00 bis 18:00 Uhr 
 
stattfindet.  
 
Die Landeswahlleiterin hat mich gemäß     
§ 12 Abs. 1 des Wahlgesetzes des Landes 
Sachsen-Anhalt (LWG) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 18. Februar 2010 
(Gesetz- und Verordnungsblatt Sachsen-
Anhalt - GVBI. LSA - S. 80), zuletzt geän-
dert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 5. 
Dezember 2014 (GVBl. LSA S. 494) in 
Verbindung mit § 2 Abs. 1 der Wahlord-
nung des Landes Sachsen-Anhalt (LWO) 
vom 14. April 2010 (GVBI. LSA S. 198) 
zum gemeinsamen Kreiswahlleiter für die 
Wahlkreise 17 (Staßfurt), 18 (Aschersle-
ben), 19 (Schönebeck) und 21 (Bernburg) 
berufen. Des Weiteren wurde Herr 
Thomas Michling zu meinem Stellvertreter 
berufen (Bekanntmachung der Landes-
wahlleiterin vom 29. April 2015, veröffent-
licht im Ministerialblatt Sachsen-Anhalt - 
MBl. LSA - S. 273, 275 f.). 
 
Für die vier vorgenannten Wahlkreise wird 
ein gemeinsamer Kreiswahlausschuss ge-
bildet. 
 
II. Aufforderung zur Einreichung von 
Wahlvorschlägen 
 
Gemäß § 28 LWO fordere ich hiermit zur 
möglichst frühzeitigen Einreichung der 
Kreis- und der Landeswahlvorschläge für 
die Landtagswahl am 13. März 2016 auf.  

 
Die Kreiswahlvorschläge (Anlage 6 zur 
LWO) für die Wahlkreise 17 (Staßfurt), 
18 (Aschersleben), 19 (Schönebeck) und 
21 (Bernburg) sind bei mir unter der nach-
folgend aufgeführten Adresse einzu-
reichen: 

 
Salzlandkreis 
Gemeinsamer Kreiswahlleiter 
für die Wahlkreise 17, 18, 19 und 21 
Karlsplatz 37 
06406 Bernburg (Saale) 

 
Landeswahlvorschläge (Anlage 14 zur 
LWO) sind bei der Landeswahlleiterin un-
ter der Adresse Landeswahlleiterin des 
Landes Sachsen-Anhalt, Halberstädter 
Straße 2/am „Platz des 17. Juni“, 39112 
Magdeburg einzureichen.  
 
Die Einreichungsfrist für Kreis- und Lan-
deswahlvorschläge endet gemäß § 14 
Abs. 1 Satz 2 und § 15 Abs. 1 Satz 3 LWG 
am  
 

Montag, dem 25. Januar 2016, um  
18:00 Uhr. 

 
Als Bewerber auf Landes- oder Kreiswahl-
vorschlägen kann nur benannt werden, 
wer Deutscher im Sinne des Artikels 116 
Abs. 1 des Grundgesetzes ist, am Wahltag 
das 18. Lebensjahr vollendet hat und seit 
sechs Monaten im Land Sachsen-Anhalt 
seinen Wohnsitz im Sinne des § 2 LWG 
hat, nicht gemäß § 3 LWG vom Wahlrecht 
ausgeschlossen ist und nicht infolge Rich-
terspruchs die Wählbarkeit oder die Fä-
higkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter 
verloren hat (§ 6 LWG).  
 
1. Kreiswahlvorschläge  
 
Kreiswahlvorschläge können von Parteien 
sowie von Bewerbern, die nicht für eine 
Partei auftreten (Einzelbewerber), einge-
reicht werden (§ 18 Abs. 2 Satz 2 LWG). 
Der Kreiswahlvorschlag darf nur einen 
Bewerber enthalten (§ 14 Abs. 5 Satz 1 
LWG). 
 
1.1 Der Kreiswahlvorschlag soll nach dem 
Muster der Anlage 6  eingereicht werden. 
Er muss enthalten: 
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- Familiennamen, Vornamen, Beruf oder 

Stand, Geburtsdatum, Geburtsort und 
die Anschrift (Hauptwohnung) des Be-
werbers, 
 

- den Namen der einreichenden Partei, 
und sofern sie eine Kurzbezeichnung 
verwendet, auch diese. 

 
Der Kreiswahlvorschlag soll ferner Namen 
und Anschriften der Vertrauensperson und 
der stellvertretenden Vertrauensperson 
enthalten. 
 
1.2 Kreiswahlvorschläge (Anlage 6 der 
LWO) müssen gemäß § 30 Abs. 2 wie 
folgt unterzeichnet sein:  
 
1.2.1 von Parteien durch die Landeslei-
tungen dieser Parteien, (Hinweis gemäß § 
3 Abs. 2 Satz 4 LWO:  
Die Landesleitung einer Partei besteht 
entsprechend § 11 Abs. 1 Satz 2 des Par-
teiengesetzes in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 31. Januar 1994 
(BGBl. I S. 149), zuletzt geändert durch 
Artikel 1 des Gesetzes vom 23. August 
2011 (BGBl. I S. 1748), in der jeweils gel-
tenden Fassung, aus mindestens drei Mit-
gliedern, darunter dem Vorsitzenden oder 
seinem Stellvertreter sowie zwei weiteren 
Mitgliedern entsprechend den jeweiligen 
Satzungen). 
 
1.2.2 von Einzelbewerbern durch die Ver-
trauensperson und die stellvertretende 
Vertrauensperson.  
 
Die Unterzeichnung des Kreiswahlvor-
schlages durch die zuständige Landeslei-
tung der Partei gilt zugleich als Zustim-
mung zur Führung der angegebenen Par-
teibezeichnung (§ 14 Abs. 5 Satz 4 LWG 
in Verbindung mit § 30 Abs. 2 Satz 2 
LWO).  
 
Hat eine Partei keine einheitliche Landes-
organisation, richtet sich die Zuständigkeit 
für die Unterzeichnung der Kreiswahlvor-
schläge nach der Satzung der Partei.  
 
1.3 Der Kreiswahlvorschlag muss von 
mindestens 100 Wahlberechtigten des 
Wahlkreises persönlich und handschriftlich 
unterzeichnet sein. Die Wahlberechtigung 
muss im Zeitpunkt der Unterzeichnung  

 
gegeben sein und ist bei der Einreichung 
des Kreiswahlvorschlages nachzuweisen.  
 
Von den Unterzeichnern gilt der erste als 
Vertrauensperson für den Kreiswahlvor-
schlag und der zweite als ihr Vertreter, 
wenn nicht andere Wahlberechtigte des 
Wahlkreises oder eines anderen Wahl-
kreises als Vertrauensperson und Vertre-
ter auf dem Kreiswahlvorschlag angege-
ben sind. 
 
Die Unterstützer eines Kreiswahlvorschla-
ges müssen zum Zeitpunkt der Unter-
zeichnung das 18. Lebensjahr vollendet 
haben und seit mindestens drei Monaten 
ihren Wohnsitz im Land Sachsen-Anhalt 
haben oder sich sonst gewöhnlich im Land 
Sachsen-Anhalt aufgehalten haben. (§ 2 
LWG). Sie dürfen nicht vom Wahlrecht 
ausgeschlossen sein (§ 3 LWG) und müs-
sen in dem betreffenden Wahlkreis wahl-
berechtigt sein.  
 
Die Unterstützungsunterschriften für einen 
Kreiswahlvorschlag müssen nach § 30 
Abs. 3 LWO auf amtlichen Formblättern 
nach Anlage 7 der LWO erbracht werden. 
Die Formblätter werden auf Anforderung 
von mir kostenfrei zur Verfügung gestellt. 
Sie können von mir auch als Druckvorlage 
oder elektronisch bereitgestellt werden.  
 
Bei der Anforderung sind Familienname, 
Vorname und Anschrift (Hauptwohnung) 
des vorzuschlagenden Bewerbers anzu-
geben. Wird bei der Anforderung der 
Nachweis erbracht, dass für den Bewerber 
im Melderegister eine Auskunftssperre 
gemäß § 35 Abs. 2 des Meldegesetzes 
des Landes Sachsen-Anhalt eingetragen 
ist, wird anstelle seiner Anschrift (Haupt-
wohnung) eine Erreichbarkeitsanschrift 
verwendet; die Angabe eines Postfaches 
genügt nicht (§ 30 Abs. 3 Nr. 1 LWO).  

 
Ferner ist bei Parteien, deren Name, so-
fern eine Kurzbezeichnung verwendet 
wird, auch diese anzugeben. Parteien ha-
ben zu bestätigen, dass der Bewerber be-
reits nach § 19 Abs. 1 LWG aufgestellt 
worden ist. Die Ausgabe der Formblätter 
an Parteien darf nicht davon abhängig 
gemacht werden, dass der Landeswahl-
ausschuss die Feststellung nach § 17 Abs. 
2 LWG getroffen hat.  
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Gemäß § 14 Abs. 3 Satz 1 LWG darf eine 
wahlberechtigte Person nur einen Kreis-
wahlvorschlag unterstützen. Hat sie meh-
rere Kreiswahlvorschläge unterzeichnet, 
so sind ihre Unterschriften auf Kreiswahl-
vorschlägen, die bei der Gemeinde nach 
der ersten Bescheinigung des Wahlrechts 
eingehen, ungültig (§ 14 Abs. 3 Satz 2 
LWG).  
 
1.4 Von der Pflicht zur Beibringung von 
Unterstützungsunterschriften nach § 14 
Abs. 2 Satz 1 LWG sind alle Parteien be-
freit, die  

 
- am Tag der Bestimmung des Wahlta-

ges (26.03.2015) im Landtag von 
Sachsen-Anhalt durch Abgeordnete 
vertreten sind, die aufgrund eines 
Wahlvorschlages dieser Parteien ge-
wählt worden waren,  
 

- am Tag der Bestimmung des Wahlta-
ges im Bundestag durch mindestens 
einen im Land Sachsen-Anhalt gewähl-
ten Abgeordneten vertreten sind, der 
aufgrund eines Wahlvorschlages dieser 
Parteien gewählt worden war,  

 
- bei der letzten Wahl zum Bundestag im 

Land Sachsen-Anhalt mehr als 5 % der 
gültigen Zweitstimmen erhalten haben,  

 
und damit die Voraussetzungen des § 12 
Abs. 3 Satz 2 Nrn. 1 bis 3 LWG erfüllen. 
Gemäß der Bekanntmachung der Lan-
deswahlleiterin vom 29.04.2015 (MBI. LSA 
S. 273) erfüllen folgende Parteien diese 
Voraussetzungen:  

 
— Christlich Demokratische Union 

Deutschlands (CDU),  
— DIE LINKE (DIE LINKE),  
— Sozialdemokratische Partei Deutsch-

lands (SPD),  
— BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN (GRÜNE).  

 
1.5 Gemäß § 30 Abs. 4 LWO sind dem 
Kreiswahlvorschlag beizufügen:  
 
1.5.1 die Erklärung des Bewerbers gemäß 
Anlage 9 der LWO, dass  
 
- er der Aufstellung zustimmt und  

 
 

 
- für keinen anderen Kreiswahlvorschlag 

die Zustimmung zur Benennung als 
Bewerber gegeben hat sowie  
 

- eine Versicherung an Eides statt, dass 
er nicht Mitglied einer anderen als der 
den Kreiswahlvorschlag einreichenden 
Partei ist,  

 
1.5.2 eine Bescheinigung der zuständigen 
Gemeinde, dass der vorgeschlagene Be-
werber wählbar ist (Anlage 10 der LWO),  
 
1.5.3 bei Kreiswahlvorschlägen von Par-
teien eine Ausfertigung der in § 19 Abs. 4 
Satz 1 LWG bezeichneten Niederschrift 
über die Wahl des Bewerbers (Anlage 11 
der LWO) mit der vorgeschriebenen Versi-
cherung an Eides statt (Anlage 12 der 
LWO),  
 
1.5.4 die erforderlichen Unterstützungsun-
terschriften und Wahlrechtsbescheinigun-
gen, sofern der Kreiswahlvorschlag von 
mindestens 100 wahlberechtigten Perso-
nen des Wahlkreises unterzeichnet sein 
muss (Anlage 7 oder Anlage 8 der LWO). 
Gesonderte Bescheinigungen des Wahl-
rechts nach der Anlage 8 der LWO sind 
vom Träger des Wahlvorschlages bei der 
Einreichung des Kreiswahlvorschlages mit 
den Unterstützungsunterschriften zu ver-
binden (§ 30 Abs. 3 Nr. 3 Satz 2 LWO).  
 
Zu Inhalt und Form der Kreiswahlvor-
schläge verweise ich im Übrigen auf § 14 
LWG und § 30 LWO. Alle Anlagen und Er-
läuterungen müssen als Originale oder als 
amtlich beglaubigte Kopien vorliegen. Die 
für die Einreichung der Kreiswahlvorschlä-
ge erforderlichen Vordrucke sind bei mir 
erhältlich oder können auch aus dem In-
ternet unter www.wahlen.sachsen-
anhalt.de (Rechtsgrundlagen - Landes-
wahlordnung) heruntergeladen werden.  
 
2. Änderung eingereichter Wahlvor-
schläge  
 
2.1 Eingereichte Kreiswahlvorschläge 
können geändert oder zurückgezogen 
werden bis  
 
Montag, den 25. Januar 2016, 18:00 Uhr 

(§ 21 Abs. 1 Satz 1 LWG). 
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2.2 Solche Erklärungen müssen bei mir in 
Schriftform eingehen (§ 21 Abs. 1 Satz 2 
LWG). Sie können nicht unter den Vorbe-
halt eines Widerrufes gestellt werden.  
 
2.3 Derartige Erklärungen sind nur wirk-
sam, wenn sie  
 
2.3.1 bei Kreiswahlvorschlägen, die von 
wenigstens 100 wahlberechtigten Perso-
nen unterstützt werden (§ 14 Abs. 2 
LWG): von zwei Dritteln der Unterzeichner 
des Kreiswahlvorschlages abgegeben 
werden,  
 
2.3.2  bei Kreiswahlvorschlägen, die von 
der für den Wahlkreis zuständigen Lan-
desleitung  der Partei unterschrieben 
sind (§ 14 Abs. 4 LWG): von der Landes-
leitung, die den Kreiswahlvorschlag einge-
reicht hat, abgegeben werden, 
 
2.4. Nach Ablauf der Einreichungsfrist 
(25.01.2016, 18:00 Uhr) kann ein Kreis-
wahlvorschlag nur durch gemeinsame 
schriftliche Erklärung der Vertrauensper-
son und der stellvertretenden Vertrauens-
person und nur dann geändert werden, 
wenn der Bewerber verstorben ist oder die 
Wählbarkeit verloren hat; beim Kreiswahl-
vorschlag einer Partei nach § 12 Abs. 3 
Nrn. 1 bis 3 LWG genügt die Unterschrift 
der zuständigen Landesleitung der Partei.  
 
Nach der Entscheidung über die Zulas-
sung eines Kreiswahlvorschlages ist jede 
Änderung ausgeschlossen. Änderungser-
klärungen bleiben nach der Zulassung un-
berücksichtigt (§ 21 Abs. 2 LWG).  
 
III. Aufforderung zur Einreichung von 
Beteiligungsanzeigen 
 
Parteien, die nicht  
 
a) am Tag der Bestimmung des Wahlta-

ges (26.03.2015) im Landtag von 
Sachsen-Anhalt durch Abgeordnete 
vertreten sind, die aufgrund eines 
Wahlvorschlages dieser Parteien ge-
wählt worden sind,   

 
b) am Tag der Bestimmung des Wahlta-

ges im Bundestag durch mindestens 
einen im Land Sachsen-Anhalt gewähl-
ten Abgeordneten vertreten sind, der  

 
aufgrund eines Wahlvorschlages dieser 
Parteien gewählt worden ist, 

 
c) bei der letzten Wahl zum Bundestag im 

Land Sachsen-Anhalt mehr als 5 % der 
gültigen Zweitstimmen erhalten haben,  

 
und damit nicht die Voraussetzungen des 
§ 12 Abs. 3 Satz 2 Nrn. 1 bis 3 LWG erfül-
len, können als solche nur Wahlvorschlä-
ge einreichen, wenn sie bis spätestens  
 
Dienstag, den 12. Januar 2016, 18:00 Uhr, 
 
beim Landeswahlleiter schriftlich ihre Be-
teiligung an der Wahl angezeigt haben 
und die Parteieigenschaft der anzeigen-
den Vereinigung durch den Landeswahl-
ausschuss festgestellt wurde (§ 12 Abs. 3 
Nrn. 1 bis 3, § 17 Abs. 1 Satz 1 LWG).  
 
Auf der schriftlichen Beteiligungsanzeige 
ist anzugeben, unter welchem Namen sich 
die Partei an der Wahl beteiligen will. Die 
Anzeige muss von mindestens drei Mit-
gliedern der Landesleitung (§ 3 Abs. 2 
Satz 4 LWO), darunter der Vorsitzende 
oder sein Stellvertreter sowie zwei weitere 
Mitglieder, unterzeichnet sein (Anlage 5 
der LWO). Der Anzeige sind beizufügen:  
 
a) die schriftliche Satzung der Partei,  
b) das schriftliche Programm der Partei 

und  
c) der Nachweis über einen satzungsge-

mäß bestellten Landesvorstand.  
 
Der Landeswahlausschuss stellt spätes-
tens am 51. Tag vor der Wahl 
(22.01.2016) für das Land und alle Wahl-
kreise verbindlich fest, welche Vereinigun-
gen, die ihre Beteiligung angezeigt haben, 
für die Wahl als Parteien anzuerkennen 
sind (§ 17 Abs. 1 und 2 LWG). Spätestens 
am Freitag, dem 22. 01. 2016, veröffent-
licht der Landeswahlleiter die Entschei-
dung des Landeswahlausschusses und 
gibt gemäß § 29 Abs. 5 LWO die Wahlvor-
schlagsnummern entsprechend der durch 
§ 24 Abs. 3 und 4 Satz 1 LWG vorgege-
benen Reihenfolge öffentlich bekannt.  
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IV. Einteilung der Wahlkreise 17, 18, 19 
und 21 
 
Zum Wahlkreis 17 – Staßfurt gehören vom 
Salzlandkreis die Gemeinden: 
 
Bördeaue, Börde-Hakel, Borne, Stadt 
Egeln, Stadt Hecklingen, Stadt Staßfurt, 
Wolmirsleben 
 
Zum Wahlkreis 18 – Aschersleben gehö-
ren:  
 
vom Salzlandkreis die Gemeinden Stadt 
Aschersleben, Stadt Seeland 
vom Landkreis Harz die Gemeinde Stadt 
Falkenstein/Harz 
vom Landkreis Mansfeld-Südharz die Ge-
meinde Stadt Arnstein 
 
Zum Wahlkreis 19 – Schönebeck gehören: 
 
vom Salzlandkreis die Gemeinden  
Stadt Barby, Stadt Calbe (Saale), Stadt 
Schönebeck (Elbe) 
 
Zum Wahlkreis 21 – Bernburg gehören: 
 
vom Salzlandkreis die Gemeinden 
Giersleben, Ilberstedt, Plötzkau, Stadt Als-
leben (Saale), Stadt Bernburg (Saale), 
Stadt Güsten, Stadt Nienburg (Saale) 
 
V. Wahlbüro des gemeinsamen Kreis-
wahlleiters für die Wahlkreise 17, 18, 19 
und 21 bei der Landtagswahl am         
13. März 2016 
 
Anschrift:   Salzlandkreis  

Gem. Wahlbüro für die 
Wahlbereiche 17, 18, 19 
und 21 

 Karlsplatz 37 
 06406 Bernburg (Saale) 
Internet:   www.salzlandkreis.de 
E-Mail-Adresse:  wahlbuero@kreis-slk.de 
 
Fernsprechverbindungen: 
Telefon des gem. Kreiswahlleiters: 
03471/684-1312 
Telefon des Stellvertreters:  
03471/684-1050 
Telefon des gem. Kreiswahlbüros: 
03471/684-1147, -1150, -1159 und -1168 
 
 

 
Telefax des gem. Kreiswahlbüros: 
03471/684-2815 
 
 
gez. Gerold  Becher 
gemeinsamer Kreiswahlleiter für die Wahl-
kreise 17 (Staßfurt), 18 (Aschersleben),19 
(Schönebeck) und 21 (Bernburg) 
 
 
• Öffentliche Bekanntmachung des 

Fachdienstes Natur und Umwelt Un-
tere Immissionsschutzbehörde zur 
Verlegung des Erörterungstermins 
im immissionsschutzrechtlichen Ge-
nehmigungsverfahren zur Errichtung 
und zum Betrieb von 3 Windkraftan-
lagen vom Typ NORDEX N117 in 
06406 Bernburg, Gemarkung Baal-
berge 

 
Das Vorhaben wurde im Zuge der zweiten 
Öffentlichkeitsbeteiligung am 21.05.2015 
im Amtsblatt des Salzlandkreises und am 
27. Mai 2015 in der Mitteldeutschen Zei-
tung Bernburg öffentlich bekanntgemacht. 
 
Gegen das Vorhaben sind  form- und frist-
gerecht Einwendungen erhoben worden, 
die einer Erörterung bedürfen. 
 
Zur zweckgerechten Durchführung der Er-
örterung wird der für den 18.08.2015 be-
kanntgemachte Termin wie folgt verlegt. 
 
Der Erörterungstermin findet nunmehr am 
27. August 2015 statt.  
 
Beginn der Erörterung: 
  

10:00 Uhr 
 
Ort der Erörterung:   
 

Salzlandkreis 
Bernburg Haus I, Zimmer 411 
(Plenarsaal) 
Karlsplatz 37 
06406 Bernburg (Saale) 

 
Der Erörterungstermin ist öffentlich. Er 
dient dazu, die rechtzeitig gegen das Vor-
haben erhobenen Einwendungen zu erör-
tern und denjenigen, die Einwendungen 
erhoben haben, Gelegenheit zu geben, ih-
re Einwendungen zu erläutern. 
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Die form- und fristgerecht erhobenen Ein-
wendungen werden auch bei Ausbleiben 
des Antragstellers oder von Personen, die 
Einwendungen erhoben haben, erörtert. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass die Zu-
stellung der Entscheidung über die Ein-
wendungen durch öffentliche Bekanntma-
chung ersetzt werden kann. Das gleiche 
gilt im Falle der positiven Bescheidung des 
Vorhabens für die Zustellung des Geneh-
migungsbescheides an die Personen, die 
Einwendungen erhoben haben. 
 
 
gez. Bauer 
Landrat   
 


